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1. Dienstrechtsnovelle 2016: Anstellung im öffentlichen Dienst – Verbesserungen für Menschen mit Behinderungen
Menschen mit Behinderungen sind am Arbeitsmarkt oft deutlich benachteiligt. Um dieser Personengruppe die berufliche Integration zu ermöglichen bzw. zu erleichtern, hat die österreichische Gesetzgebung unterschiedliche Regelungen und Fördermöglichkeiten geschaffen. 
Nach dem Bundes-Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG) gibt es vorgeschriebene Pflichtstellen für Menschen mit Behinderung. Hierbei müssen alle DienstgeberInnen, die 25 oder mehr DienstnehmerInnen beschäftigen, auf je 25 DienstnehmerInnen mindestens eine/n begünstigte/n Behinderte/n beschäftigen. Kommt ein Betrieb dieser Einstellungspflicht nicht nach, gibt es die Möglichkeit sich durch eine so genannte Ausgleichstaxe von der Einstellungspflicht „frei zu kaufen“ (derzeit monatlich zwischen € 251 und € 374, je nach Betriebsgröße). Diese Gelder fließen zweckgebunden in den Ausgleichstaxfonds, mit dem berufliche Integrationsmaßnahmen gefördert werden.

Auch der öffentliche Dienst (Bund, Länder, Gemeinden und alle Substrukturen) muss in seiner Funktion als Arbeitgeber dieser Anstellungsverpflichtung nachkommen. 

„(…) Seit 2007 erfüllt der öffentliche Dienst die Vorgaben des Behinderteneinstellungsgesetzes und auch 2016 kann ein leichter Anstieg bei der Zahl der Menschen mit Behinderung im öffentlichen Dienst festgestellt werden. (…) Insgesamt beschäftigte der Bund mit Stichtag 1. April 2016 4.405 Menschen mit einem Behinderungsgrad von mehr als 50 Prozent. Das sind um 50 Personen oder 1,15 Prozent mehr als ein halbes Jahr davor.“ Jedoch erfüllen viele ArbeitgeberInnen die erforderliche Quote nicht, selbst die Bundesländer hinken zum Teil ihrer Einstellungspflicht hinterher.
Als schwierig hat sich die Regelung des Bundes herausgestellt, dass die Anstellung von Menschen im öffentlichen Dienst an die volle Handlungsfähigkeit gebunden war. Die volle Handlungsfähigkeit besagt, dass die jeweilige Person in der Lage sein muss, durch ihre eigenen Handlungen Rechte und Pflichten zu begründen.
 
Dies bedeutete für viele Menschen mit einer Behinderung, dass sie keine Möglichkeit hatten, in den öffentlichen Dienst aufgenommen zu werden. „Die Volksanwaltschaft zeigte diese diskriminierende Voraussetzung für die Aufnahme in den öffentlichen Dienst anhand eines Beispiels einer Küchenhilfskraft in der General-Körner-Kaserne im Jahr 2013 auf. Erst nach vielen Bemühungen und Abschluss eines Sondervertrages konnte die junge, besachwaltete Frau ihre zur vollsten Zufriedenheit ihrer Vorgesetzten erledigte Arbeit in der Küche der Kaserne fortsetzen.“

Mit der Dienstrechtsnovelle 2016 wurde nun die volle Handlungsfähigkeit als Aufnahmekriterium geändert. Laut Bundesgesetzblatt BGBl. I Nr. 64/2016, §4, Abs. 1b, kann die „Erfordernis der vollen Handlungsfähigkeit gemäß Abs. 1 Z 2 […] im Einzelfall entfallen, wenn die für die vorgesehene Verwendung erforderliche Handlungsfähigkeit vorliegt.“ 
Mit dieser Novelle wurde nun die Möglichkeit geschaffen, Menschen mit Behinderungen entsprechend ihrer Fähigkeiten und Möglichkeiten in den Bundesdienst aufzunehmen. Damit wurde ein wichtiger Schritt in Richtung Inklusion im öffentlichen Dienst getan. Die Dienstrechtsnovelle 2016 wurde vom Nationalrat beschlossen und trat mit der Veröffentlichung am 30. Juli 2016 in Kraft.

Den vollen Text zur Dienstrechtsnovelle 2016 finden Sie hier.

Den vollen Text zum entsprechenden Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 finden Sie hier.

Informationen entnommen aus:

http://www.ots.at/presseaussendung/...dienstrechts-novelle-2016
http://www.minilex.at/a/unterscheidung-zwischen...handlungsfaehigkeitgkeit
http://www.ots.at/presseaussendung/...bekenntnis-sein
http://www.rechtslexikon.net/d/handlungsf%C3%A4higkeit/handlungsf%C3%A4higkeit.htm
2. Rundfunkgebührenbefreiung erweitert – 24-Stunden-Pflege und Mietpauschale anrechenbar
In Österreich gibt es in nahezu jedem Haushalt einen Fernseher bzw. ein Radio. Mit diesen Rundfunkgeräten können sowohl private, wie auch öffentlich-rechtliche Programme empfangen werden. Die öffentlich-rechtlichen Fernseh- bzw. Radioanstalten finanzieren sich zu einem großen Teil aus Rundfunkgebühren. 
Laut Gesetz ist jede Person dazu verpflichtet, ihr Empfangsgerät anzumelden und entsprechende Gebühren zu entrichten.

In gesonderten Fällen kann RundfunkteilnehmerInnen eine Befreiung der Rundfunkgebühren erteilt werden. Eines der Grundkriterien ist die Höhe des Haushalts-Nettoeinkommens. Darin eingerechnet werden unter anderem die Anzahl der im Haus lebenden Personen und die absetzbaren Wohnungskosten. Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat eine Ungleichbehandlung bezüglich der absetzbaren Wohnungskosten festgestellt (z.B. wurden Mietverhältnisse anders eingerechnet als Kosten bei EigenheimbesitzerInnen). Nun wurde das entsprechende Gesetz einer Novelle unterzogen. Benachteiligungen aus dem jeweiligen Wohnverhältnis werden wie folgt geregelt: „Festgelegt wird die Abzugsfähigkeit eines Hauptmietzinses inkl. Betriebskosten nach dem Mietrechtsgesetz, dem Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz und anderer vergleichbarer mieterschützender Gesetze. Im Sinne der Gleichbehandlung wird künftig auch ein Pauschalbetrag für Wohnaufwand für alle anderen Wohnformen abzugsfähig.“ „Ab 1.9.2016 ist, wenn keine Mietkosten nachgewiesen werden, ein Pauschalbetrag für den Wohnaufwand als Abzugsposten anzusetzen.“

Weitere wichtige Kriterien für die Befreiung von den Rundfunkgebühren sind:

· Pflegegeld oder eine vergleichbare Leistung 

· Leistungen nach pensionsrechtlichen Bestimmungen oder diesen Zuwendungen vergleichbare sonstige wiederkehrende Leistungen versorgungsrechtlicher Art der öffentlichen Hand 

· Leistungen nach dem aktuellen Arbeitslosenversicherungsgesetz,

· Beihilfen nach dem aktuellen Arbeitsmarktförderungsgesetz 

· Beihilfen nach dem aktuellen Arbeitsmarktservicegesetz 

· Beihilfen nach dem aktuellen Studienförderungsgesetz 

· Leistungen und Unterstützungen aus der Sozialhilfe oder der freien Wohlfahrtspflege oder aus sonstigen öffentlichen Mitteln wegen sozialer Hilfsbedürftigkeit 

· Gehörlose oder schwer hörbehinderte Personen

Die Novellen beinhalten auch einige wichtige Änderungen für Menschen mit Behinderungen. So werden nun u.a. die Einkünfte einer Pflegeperson (diese lebt bei der zu pflegenden Person) nicht mehr auf das Haushaltsnettoeinkommen angerechnet. Es wurde somit die Möglichkeit geschaffen, den Nachweis einer 24-Stunden-Betreuung als außergewöhnliche Belastung für das Netto-Haushaltseinkommen anzurechnen.
Diese Bestimmungen wurden auch im Fernsprechentgeltzuschussgesetz berücksichtigt. Für die entsprechenden Personengruppen gibt es auch eine gesetzliche Zuschussleistung zum Fernsprechentgelt (ehemals Befreiung von der Telefongrundgebühr). Hier gelten die gleichen Bestimmungen wie bei der Befreiung der Rundfunkgebühren (siehe oben).

Die Änderungen der jeweiligen Gesetze durch das BGBl. I Nr. 70/2016 treten mit 1. September 2016 in Kraft.

Hier finden Sie die entsprechenden Gesetzestexte:

Änderung des Rundfunkgebührengesetzes, der Fernmeldegebührenordnung und

des Fernmeldegebührengesetzes

Bundesgesetz betreffend die Einhebung von Rundfunkgebühren (Rundfunkgebührengesetz - RGG)
Anlage zum Fernmeldegebührengesetz (Fernmeldegebührenordnung)
Informationen entnommen aus:

http://www.behindertenvertrauensperson.at/index.php?option=com_content&view=article&id=352:rundfunkgebuehrbefreiung-neu&catid=48:nachrichten&Itemid=64
3. Barrierefreie Karate-WM 2016 in Linz
Im Zeitraum vom 25. bis 30. Oktober 2016 findet in Linz die 23. Karate-Weltmeisterschaft statt. Hierbei werden SpitzensportlerInnen aus der ganzen Welt Wettkämpfe der allgemeinen Klassen abhalten. 
Erstmals wird auch zeitgleich die 2. Karate-Weltmeisterschaft für Menschen mit Beeinträchtigungen abgehalten.

Die jeweiligen Bewerbe der allgemeinen Klassen werden – sowohl für Menschen mit, wie auch für Menschen ohne Behinderungen – gleichrangig im Turniergeschehen zu sehen sein. Auch am Finaltag werden alle Kämpfe international im TV übertragen werden. 

Rund 2500 Karatekas aus 135 Nationen nehmen an diesem Turnier teil. Bei Karate handelt es sich um eine Kampfsportart, die sich vor allem durch Schlag-, Stoß-, Tritt- und Blocktechniken, sowie Fußfegetechniken charakterisiert. 
TeilnehmerInnen mit Behinderungen werden jeweils in den Kategorien RollstuhlfahrerInnen, Menschen mit Sehbeeinträchtigung bzw. Blindheit und Menschen mit Lernschwierigkeiten an den Start gehen. Die Wettkampfmodalitäten und Regeln werden an die jeweiligen Voraussetzungen bzw. Behinderungsarten angepasst bzw. demnach gewertet.

Erstmals wird eine Karate-Weltmeisterschaft auch mit einem großen Konzert in der TIPS-Arena in Linz eröffnet. Abgerundet wird die Veranstaltung mit einer Reihe von Events und Konzerten rund um den Austragungsort. Thematisch werden alle Veranstaltungen einen Bezug zur Kampfkunst Karate und dem fernöstlichen Kulturkreis beinhalten.

Weitere Informationen erhalten Sie unter karate2016.at bzw. auf dem YouTube-Kanal karate2016.tv 
Kontakt:
Karate WM 2016
Dragonerstraße 44
A-4600 Wels

Internet: karate2016.at/de/kontakt 

Karate-WM 2016 Büro in Wels: 
Maria Theresia Str. 41 (über Premedia) 
4600 Wels 

Informationen entnommen aus:

https://karate2016.at/de
http://www.ki-i.at/ind...de0ad7547
4. Sozialministeriumservice veröffentlicht Geschäftsbericht und Kennzahlen 2015 
Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen (Sozialministeriumservice) ist eine österreichische Bundesbehörde. Es ist für die Vollziehung der Agenden für Menschen mit Behinderungen in Bundeskompetenz zuständig, aufgegliedert in neun Landestellen. Auch Angehörige und Unternehmen können sich an das Sozialministeriumservice wenden.

Zielgruppen: 
· Menschen mit Behinderung, unabhängig von Form und Umfang ihrer Behinderung 

· Ausgrenzungsgefährdete Jugendliche 

· Menschen mit gesundheitlichen Problemen am Arbeitsmarkt 

· Opfer des Kampfes gegen Nationalsozialismus, von Krieg und Verbrechen, Heeresbeschädigte und Opfer von Impfschäden 

· Pflegebedürftige Menschen sowie auch 

· Angehörige dieser Personengruppen und 

· Unternehmen 

Neben Auskünften und Unterstützungen bei Gesetzeslagen (wie z.B. Behinderteneinstellungsgesetz, Bundesbehindertengesetz, Verbrechensopfergesetz, Impfschadengesetz etc.) hat das Sozialministeriumservice auch andere behindertenrelevante Dienstleistungen im Serviceangebot. Die Schwerpunktaufgabe liegt in der beruflichen Integration von Menschen mit Behinderungen. Diesbezügliche Leistungen, Unterstützungen und Beratungen richten sich an DienstnehmerInnen sowie an Unternehmen.

Eine weitere wichtige Aufgabe des Sozialministeriumservice ist die Durchführung von Schlichtungsverfahren. Im Falle einer Diskriminierung gibt es die Möglichkeit einer Schlichtung. Die gesetzlichen Grundlagen finden sich einerseits im Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG), hier werden Diskriminierungen in der Arbeitswelt geregelt. Andererseits finden sich im Bundes- Behindertengleichstellungsgesetz (BGstG) Bestimmungen, die Diskriminierungen im täglichen Leben festgelegen. 
Siehe Gesetzestext gemäß §§ 14 ff Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz (BGStG), BGBl. I Nr. 82/2005.

Das Sozialministeriumservice hat nun den Geschäftsbericht 2015 veröffentlicht. In der gegenständlichen Broschüre werden Sie über die wichtigsten Angebote, Aktivitäten, Leistungen und Neuigkeiten des Amtes informiert. Tabellen und Statistiken liefern einen guten Überblick über die derzeitige Situation von Menschen mit Behinderungen. 

Sie können den Geschäftsbericht 2015 des Sozialministeriumservice hier herunterladen.

Die Kennzahlen 2015 des Sozialministeriumservice finden Sie hier.

Zum Vergleich:

Geschäftsbericht 2014 des Sozialministeriumservice (pdf) 

Geschäftsbericht 2013 des Sozialministeriumservice (pdf) 
Geschäftsbericht 2012 des Sozialministeriumservice (pdf) 

Interessierte Personen können hier einige Schlichtungen auf der Internetseite vom Verein Bizeps nachlesen.

Weitere Informationen erhalten Sie unter http://www.sozialministeriumservice.at/site/Ueber_uns/News_und_Veranstaltungen/News/Geschaeftsbericht_2015
Informationen entnommen aus:

http://www.sozialministeriumservice.at/site/Ueber_uns/News_und_Veranstaltungen/News/Geschaeftsbericht_2015
F.d.I.v.: Gernot Bisail

------------------------------------------------------------------

Amt der Steiermärkischen Landesregierung
Anwaltschaft für Menschen mit Behinderung
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Fax: 0316/877-5505

E-Mail: amb@stmk.gv.at 
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